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Einleitung

Immer wenn es mit der Wirtschaft bergab
geht, werden verstärkt wirtschaftspoliti-
sche Forderungen laut, die in einer Flexi-
bilisierung des Arbeitsmarktes das Patent-
rezept für die Lösung des Beschäftigungs-
problems sehen. Besonderer Beliebtheit er-
freuen sich dabei Vergleiche zwischen
Europa und den USA, die auf die segens-
reichen Wirkungen einer stärkeren Ein-
kommensdifferenzierung in den USA ver-
weisen und häufig als Beleg eine Reihe von
Studien mit entsprechenden Ergebnissen
anführen. Der Anstieg der Arbeitslosigkeit
in Europa und das Anwachsen der Ein-
kommensungleichheit in den USA werden
dort vielfach als zwei Seiten einer Medaille
betrachtet: Beides werde durch eine relati-
ve Abnahme in der Nachfrage nach gering
qualifizierter Arbeit, die stärker ausgeprägt
sei als der langfristige Rückgang im relati-
ven Angebot an gering qualifizierten Ar-
beitskräften, verursacht (vgl. zur Argumen-
tation bzw. Darstellung u. a. Bound/John-
son 1992; OECD 1994; Krugman 1994;
Wood 1994; Burtless 1995; Freeman 1995
und 1996; Blank 1997; Siebert 1997). In den
USA, wo eine hohe Lohnflexibilität vor-
herrsche, habe dies zu einem Sinken der
Löhne der Geringqualifizierten und damit
zu einer steigenden Einkommensungleich-
heit geführt, in Europa mit seinen rigiden
Arbeitsmärkten und einer unzureichenden
Lohnanpassung sei eine anhaltend hohe
Arbeitslosigkeit erzeugt worden.1

Die Ursachen der tiefgreifenden Ver-
schiebung in der Arbeitsnachfrage weg von
den gering- und hin zu den höher qualifi-
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Mehr Beschäftigung durch mehr Ungleichheit?
Günther Grunert

„Eine stärkere Lohnspreizung würde helfen.Wenn man die Arbeitslosigkeit wirksam bekämpfen will, muss man bereit sein, etwas mehr
Einkommensungleichheit in Kauf zu nehmen.“ Mit diesen Worten – und der gleichzeitigen Forderung nach Einschnitten in das Tarif-
system – kommentierte erst jüngst der deutsche „Wirtschaftsweise“ Wolfgang Wiegard in einer bekannten Boulevardzeitung die
gegenwärtige Konjunkturschwäche. Er gab damit eine weit verbreitete Position wieder, nach der jedes Land vor der Wahl zwischen
wachsender Einkommensungleichheit oder höherer Arbeitslosigkeit steht.Wird diese „Trade-off“-Hypothese theoretisch überzeugend
hergeleitet? Und lässt sie sich empirisch belegen?

zierten Arbeitskräften werden primär im
technologischen Wandel (zunehmende
Computerisierung der Arbeitsplätze), der
höhere Qualifikationen verlange, aber zum
Teil auch im wachsenden globalen Wettbe-
werb (expandierender Handel mit Nied-
riglohnländern) gesehen.

Aus dieser Vorstellung eines gegen die
gering qualifizierten Beschäftigten arbei-
tenden technischen Fortschritts folgt dann
scheinbar zwingend die Forderung nach ei-
ner weit größeren Arbeitsmarktflexibilität
in Europa. Denn wenn – wie in Europa –
die Reallöhne gering qualifizierter Arbeits-
kräfte nicht hinreichend flexibel (nach un-
ten) seien, müsse der Preis in Form einer
steigenden Arbeitslosigkeit gezahlt werden.
Bei Flexibilität am Arbeitsmarkt dagegen
sei zu erwarten, dass eine stärkere Einkom-
mensspreizung innerhalb der verschiede-
nen Branchen bei den Unternehmen zur
Wahl einer arbeitsintensiveren Technik
führe, die auch gering qualifizierten Ar-
beitskräften Beschäftigungsmöglichkeiten
eröffne2 (vgl. zu einer kritischen Darstel-
lung auch Heine/Herr 1999, S. 387 ff.).

Es gebe mithin einen „Trade-off“ zwi-
schen Arbeitslosigkeit und Einkommens-
ungleichheit: Die Industrieländer müssten
„wählen“ zwischen mehr Einkommens-
ungleichheit oder höherer Arbeitslosigkeit.

1 Die in diesem Aufsatz verwendeten Begriffe „Ein-
kommensungleichheit“, „Einkommensdifferenzie-
rung“ etc. beziehen sich stets allein auf die Ein-
kommen aus unselbständiger Arbeit. Sehr herzlich
bedanken möchte ich mich bei David Howell und
Friedrich Huebler vom „Center for Economic
Policy Analysis“ der „New School University“ in
New York für die Überlassung ihres Datenmate-
rials zur Einkommens- und Arbeitslosigkeits-
ungleichheit, das sie auf Basis verschiedener
OECD-Statistiken zusammengestellt haben und
das die Grundlage für die Berechnungen in Über-
sicht 1 bildet. Vgl. zur Herkunft der Datenbasis
Howell 2001 und Howell/Huebler 2001.

2 So plausibel diese Überlegungen auch klingen
mögen, sie basieren auf der neoklassischen Ar-
beitsmarkttheorie. Dies ist deshalb befremdlich,
weil die neoklassische Position bereits in den
1960er Jahren in der sog. Cambridge-Cambridge-
Debatte zur Kapitaltheorie fundamental erschüt-
tert wurde: Die Kritiker zeigten die analytische
Inkonsistenz der Behauptung auf, dass eine Ver-
änderung in der Einkommensverteilung – d. h. hier
eine Lohnsenkung und ein relativer Anstieg der
Profite – zwingend zu arbeitsintensiveren Pro-
duktionstechniken führen würde. Tatsächlich – so
wurde gezeigt – kann sogar das Gegenteil eintre-
ten, dass nämlich ein sinkender Lohn mit einer
kapitalintensiveren Technik einhergeht. Vgl. dazu
z. B. Harcourt 1972.
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2
Theoretische Überlegungen
zur „Trade-off“-Hypothese
zwischen Arbeitslosigkeit und
Einkommensungleichheit

Obwohl der vorgestellte theoretische An-
satz weit verbreitet ist und auf den ersten
Blick sogar plausibel erscheinen mag, hält
er weder einer theoretischen noch einer
empirischen Überprüfung stand. In diesem
Abschnitt sollen zunächst die theoretischen
Grundlagen einer kritischen Betrachtung
unterzogen werden, im dritten Teil folgt
dann eine kurze empirische Untersuchung.

Kritikbedürftig ist zunächst, dass die
vorgestellte „Trade-off“-Hypothese auf der
neoklassischen Annahme basiert, dass Ar-
beit und Kapital in Abhängigkeit von den
Faktorpreisverhältnissen im Produktions-
prozess eingesetzt werden, dass also die Un-
ternehmen durch eine Reallohnsenkung
(der gering qualifizierten Arbeitskräfte)
veranlasst werden, ihre Produktionsweise
zu arbeitsintensivieren, d. h. mehr Arbeit
und relativ weniger Kapital nachzufragen.3

Eine solche Annahme unterstellt bedeuten-
de Flexibilitäten in der Kombination von
Produktionsfaktoren. Es ist aber sehr zu
bezweifeln, ob es in der Realität solch aus-
geprägte Substitutionsmöglichkeiten zwi-
schen Arbeit und Kapital gibt, allein schon
aufgrund des technologischen Wandels,
der auch bei nicht wenigen Dienstleistun-
gen zu immer kapitalintensiveren Produk-
tionsprozessen führt, und der Rigiditäten,
die bei der Änderung von Faktorkombi-
nationen bestehen. Davon abgesehen er-
scheint die neoklassische Substitutions-
oder Wahlhypothese generell wirklich-
keitsfern: Für ein Unternehmen ist die
Neueinstellung einer zusätzlichen Arbeits-
kraft in einem weiteren Sinne ebenso eine
Investition wie der Kauf eines zusätzlichen
Investitionsgutes, beides erfolgt zugleich,
wenn positive Gewinnerwartungen vor-
herrschen. So stellt Flassbeck nach einer
empirischen Untersuchung der neoklassi-
schen Beschäftigungstheorie fest: „Offen-
bar entscheiden die Unternehmen zu kei-
nem Zeitpunkt, Kapital oder Arbeit einzu-
setzen, sondern investieren immer gleich-
zeitig in Arbeit und Kapital oder
desinvestieren in beide Produktionsfakto-
ren“ (Flassbeck 1998, S. 231; Hervorhe-
bung im Original). Nicht-neoklassische
Autor(inn)en haben zudem bereits vor län-

gerer Zeit gezeigt, dass der technische Wan-
del nicht abhängig von Veränderungen in
den Faktorpreisen ist (Robinson 1980,
S. 126 f.) bzw. dass eine Veränderung des
Lohnsatzes ceteris paribus (d. h. für eine
gegebene Technologie und Profitrate) die
Technikwahl nicht beeinflusst (Pasinetti
1981, S. 191 ff.).

Aber selbst wenn man die neoklassische
Modellannahme akzeptiert, also davon
ausgeht, dass es tatsächlich eine Steuerung
des Einsatzes der Produktionsfaktoren
über die relativen Preise der Faktoren gibt,
bleibt die These vom „Trade-off“ zwischen
Arbeitslosigkeit und Einkommensun-
gleichheit sehr zweifelhaft, wie im Folgen-
den gezeigt werden soll. Es ergeben sich vor
allem zwei Probleme: Erstens ist selbst in-
nerhalb des neoklassischen Paradigmas
fraglich, ob eine stärkere Einkommens-
differenzierung tatsächlich zum Einsatz ei-
ner arbeitsintensiveren Technik führt.Aber
auch wenn dies zutreffen sollte, bleiben
zweitens Zweifel über die Größenordnung
des durch die Substitution von Kapital
durch Arbeit ausgelösten gesamtwirt-
schaftlichen Beschäftigungseffektes. Neh-
men wir zur Illustration der Problematik
an, in der Bundesrepublik Deutschland
würde tatsächlich eine stärkere Ein-
kommensspreizung innerhalb der ver-
schiedenen Branchen durchgesetzt, z. B.
durch die Absenkung der Löhne für Nied-
rigqualifizierte, insbesondere – aber nicht
nur – in den sogenannten „strukturschwa-
chen Branchen“. Präziser ausgedrückt: Die
Nominallöhne der gering qualifizierten Ar-
beitskräfte in den einzelnen Branchen wür-
den gegenüber der ursprünglichen Situati-
on deutlich gesenkt, die Nominallöhne der
übrigen abhängig Beschäftigten blieben da-
gegen unverändert. Welche Substitutions-
und Beschäftigungseffekte wären unter
diesen Voraussetzungen zu erwarten?

Geht man von der realistischen Prä-
misse (längerfristig) flexibler Preise am
Gütermarkt aus, so führt die oben be-
schriebene Nominallohnsenkung für Ge-
ringqualifizierte zu einer Nachfrage-
reduktion, die die Unternehmen bei inten-
sivem Wettbewerb untereinander zwingt,
die Kostensenkungen in Form von Preis-
senkungen weiterzugeben. Die Preise fol-
gen den Arbeitskosten, die sinkenden No-
minallöhne für Geringqualifizierte führen
also zu einem sinkenden Preisniveau in der
Volkswirtschaft. Damit fallen auch die
Gütermarktpreise für Investitionsgüter,
und zwar nicht nur deshalb, weil bei ihrer

Produktion selbst gering qualifizierte, nun
niedriger bezahlte Arbeitskräfte zum Ein-
satz kommen, sondern auch, weil die von
anderen Unternehmen resp. Branchen ge-
kauften Vorleistungen (und dauerhaften
Produktionsmittel) für die Investitionsgü-
ter produzierenden Unternehmen billiger
werden und folglich ihre Herstellungs-
kosten und Preise verändern. Letztlich än-
dert sich – über die Vorleistungs- bzw. Pro-
duktionsverflechtung – in der gesamten
Ökonomie die Struktur der relativen Prei-
se. Die Karten werden also neu gemischt
und ob sich bei den neuen Preisen eine ar-
beits- oder kapitalintensivere Technik als
gewinnmaximierend herausbilden wird, ist
theoretisch vollkommen offen.

Die komplexen Wirkungszusammen-
hänge und z. T. gegensätzlichen Effekte
einer größeren Einkommensspreizung las-
sen sich am anschaulichsten und einfach-
sten verdeutlichen, wenn man von der An-
nahme ausgeht, dass die Unternehmen
nach der Nominallohnsenkung für Niedrig-
qualifizierte zunächst die gleichen Kapi-
talgüter einsetzen wie zuvor (somit die
Menge an eingesetztem Kapital gleich
bleibt) und ebenso der Zinssatz zunächst
unverändert bleibt. Unter diesen Bedin-
gungen sinken für die Unternehmen bei
kreditfinanzierten Investitionen die
(nominalen) Zinskosten (aufgrund des ge-
sunkenen notwendigen Kapitalbetrages für
die nun verbilligten Kapitalgüter), gleich-
zeitig steigen aber durch die deflationäre
Entwicklung die Realzinsen. Auf der ande-
ren Seite erhöhen sich als Folge der Reduk-

3 „Überhöhte“ allgemeine Lohnsteigerungen
(durch entsprechende Lohnabschlüsse) führen in
dieser Sichtweise zu Arbeitslosigkeit, da die
Unternehmen in diesem Fall vermehrt Arbeitskräf-
te einsparen, indem sie die zu teuer gewordene
Arbeit durch relativ billigeres Kapital substituieren.
Diese Substitutionshypothese hat allerdings einen
Webfehler: Wenn unter Kapital konkret Kapital-
güter zu verstehen sind, so sind diese selbst das
Produkt von Arbeit (d. h. Arbeits- und Lohnauf-
wendungen), so dass ein Ansteigen der Löhne ein
proportionales Ansteigen ihrer Produktions- und
damit ihrer jährlichen Einsatzkosten bewirkt
(sofern es zu keinen Zinssatzänderungen kommt).
Werden bei Lohnerhöhungen Arbeitskräfte auf
Produktionsumwege geschickt (statt in die direk-
te Produktion), so bringt das keine Vorteile: Die
Kosten der Umwegemethoden werden im selben
Verhältnis erhöht wie die Kosten der direkten
Methoden, so dass ihre relativen Positionen unbe-
einflusst bleiben (bei unverändertem Zinssatz).
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tion des Preisniveaus die Reallöhne der ge-
ring qualifizierten Arbeitskräfte, wenn sie
auch nicht wieder das ursprüngliche Ni-
veau vor der stärkeren Einkommensdiffe-
renzierung erreichen; die Reallöhne der
übrigen abhängig Beschäftigten ohne vor-
herige Nominallohnsenkungen steigen
gegenüber der ursprünglichen Situation
sogar an. Wie sich die Unternehmen unter
diesen Umständen (sinkende Gütermarkt-
preise für Produktivkapital; schwer be-
stimmbare Entwicklung der Realzins-
belastung bei kreditfinanzierten Investitio-
nen; wieder ansteigende Reallöhne) bei ih-
rer Technikwahl entscheiden, lässt sich
allgemein nicht beantworten; in keinem
Fall aber kann zwingend gefolgert werden,
sie würden eine arbeitsintensivere Technik
einsetzen. Ein vereinfachendes Beispiel
mag dies zusätzlich verdeutlichen: Gegen
Roboter konkurrierende Schweißer in der
Automobilindustrie, deren Löhne im Zuge
der (oben beschriebenen) allgemeinen Ein-
kommensdifferenzierung gesenkt werden,
mögen hoffen, durch diesen Lohnverzicht
die Schweißroboter zu verdrängen; tatsäch-
lich könnten aber auch die Roboter durch
die allgemeine, alle Branchen umfassende
Nominallohnsenkung für Geringqualifi-
zierte letztendlich so billig werden, dass die
Schweißer wiederum ins Hintertreffen ge-
raten und nicht verstärkt nachgefragt und
eingesetzt werden.

In unseren bisherigen Ausführungen
sind wir davon ausgegangen, dass die Kos-
tenentlastungen der Unternehmen in den
Preisen weitergegeben werden, die Preise
also den Arbeitskosten folgen. Die zugrun-
de liegende Annahme der theoretischen
Überlegungen war – präziser formuliert -,
dass auf mittlere Sicht ein enger Zusam-
menhang zwischen Lohnstückkosten4 und
Preisen besteht, eine Annahme, die sich
auch empirisch belegen lässt (vgl. z. B. für
die USA und EWU Flassbeck/Spiecker
2000, S. 21). Es ist dennoch – insbesondere
auf kurze Sicht – möglich, dass die Anpas-
sung des Preisniveaus an Veränderungen
der Lohnstückkosten nicht perfekt verläuft,
dass also die Vorteile niedrigerer Herstel-
lungskosten nicht oder nicht vollständig an
den Markt weitergegeben werden.Wir wer-
den abschließend auch diese Möglichkeit
untersuchen, indem wir nun davon ausge-
hen, dass die sinkenden Nominallöhne der
gering qualifizierten Arbeitskräfte (als Fol-
ge der stärkeren Lohnspreizung) nicht zu
einer Reduktion des Preisniveaus führen,
sondern die Preise unverändert bleiben, die

Reallöhne der Geringqualifizierten also ge-
nauso sinken wie ihre Nominallöhne. Sind
unter dieser veränderten Prämisse positive
Beschäftigungseffekte zu erwarten?

In neoklassischer Sichtweise produzie-
ren die Unternehmen bei gleichbleibenden
Gütermarktpreisen für Produktivkapital
und einem nicht veränderten Realzins nun
die gleiche Menge wie zuvor, nur setzten sie
jetzt weniger von dem (unverändert) teu-
ren Kapital und mehr von der verbilligten
Arbeit (gering qualifizierte Arbeitskräfte)
ein, produzierten also arbeitsintensiver,
was mit positiven Beschäftigungswirkun-
gen verbunden sei. Die weitreichende Um-
stellung auf eine arbeitsintensivere Technik
impliziert jedoch eine deutliche Reduzie-
rung der Investitionen resp. eine ab-
nehmende Nachfrage nach Investi-
tionsgütern, so dass die Produktion und
Beschäftigung in der Kapitalgüterindustrie
sinkt (dies schließt selbstverständlich
Beschäftigungsverluste für gering qualifi-
zierte Arbeitskräfte mit ein). Gesamtwirt-
schaftlich kommt es durch die Sub-
stitutionseffekte zu Lasten des Faktors Ka-
pital zu einem Rückgang der Arbeits-
produktivität und der Produktion. Geht
man zudem von der realistischen Annahme
aus, dass die Umstellung der Unternehmen
auf eine arbeitsintensivere Technik (und
somit die Neueinstellung von Arbeitskräf-
ten) erst mit einer zeitlichen Verzögerung
auf die Reallohnsenkung erfolgt, ist auch
hierdurch ein Rückgang der Produktion
wahrscheinlich: Denn die Reallohnsen-
kung für Geringqualifizierte bedeutet un-
ter sonst gleichen Umständen (bei einer
nicht sinkenden Sparquote der betroffenen
Arbeitnehmerhaushalte) zunächst einen
Nachfrageausfall, der den Absatz entspre-
chend dämpft. Die Gesamtnachfrage blie-
be nur dann konstant, wenn z. B. die Un-
ternehmerhaushalte unmittelbar nach der
Reallohnsenkung in Höhe der ausgefalle-
nen Konsumnachfrage zusätzlich konsu-
mierten oder die Unternehmen in ent-
sprechender Größenordnung zusätzlich
investierten, wobei die erstgenannte Mög-
lichkeit wenig wahrscheinlich ist und die
zweite – wie gezeigt – aufgrund der geplan-
ten Arbeitsintensivierung der Produktion
faktisch ausscheidet.

Sinken – wie eben dargestellt – auf ge-
samtwirtschaftlicher Ebene Arbeitspro-
duktivität und Produktion, so bestimmt
ihr Änderungsverhältnis die Beschäfti-
gungsentwicklung: Fallen Arbeitsproduk-
tivität und Produktion um den gleichen

Prozentsatz, bleibt die Beschäftigung cete-
ris paribus konstant, sinkt die Produktion
prozentual stärker als die Arbeitsproduk-
tivität, nimmt die Beschäftigung ab, und
nur im umgekehrten Fall (einer stärkeren
Abnahme der Arbeitsproduktivität ge-
genüber der realisierten Produktion) ergibt
sich eine Beschäftigungszunahme. Aber
selbst wenn man den letztgenannten Fall
als den realistischsten unterstellt, dürfte der
(positive) gesamtwirtschaftliche Beschäfti-
gungseffekt aufgrund der sinkenden Be-
schäftigung in der Kapitalgüterproduktion
(und des Nachfrageausfalls von Seiten der
Arbeitnehmerhaushalte) weit schwächer
ausfallen, als man zunächst vielleicht ver-
muten könnte. Das gegenwärtige Arbeits-
losigkeitsproblem – so lässt sich resümie-
ren – wird sich durch eine Veränderung des
Faktoreinsatzverhältnisses jedenfalls kaum
lösen lassen.

Das Fazit ist eindeutig: Wie auch immer
man die „Trade-off“-Hypothese und ihre
neoklassische Grundlage dreht und wen-
det, sie kann nicht überzeugend darlegen,
wie eine zunehmende Einkommenssprei-
zung zu einer bedeutsamen Entlastung des
Arbeitsmarktes führen soll. Wie aber sieht
es um ihre empirische Relevanz aus? Dieser
Frage soll im nächsten Abschnitt nachge-
gangen werden.5

4 Die Lohnstückkosten setzen das Bruttoeinkommen
aus unselbstständiger Abeit je abhängig Beschäf-
tigtem ins Verhältnis zur realen Bruttowertschöp-
fung je Erwerbstätigem (Arbeitsproduktivität). Sie
spiegeln folglich die Lohnkosten je Wertschöp-
fungseinheit wider. Steigen die Löhne um den glei-
chen Prozentsatz wie die Arbeitsproduktivität,
bleiben die Arbeitskosten und Preise konstant.
Steigen sie langsamer als die Produktivität, so sinkt
das Preisniveau aufgrund fallender Lohnstück-
kosten. Liegt die Erhöhung des Geldlohnniveaus
über der Erhöhung der Produktivität, sind steigen-
de Lohnstückkosten und eine Erhöhung des Preis-
niveaus die Folge.

5 Im Rahmen dieses Aufsatzes können die außen-
wirtschaftlichen Aspekte der Strategie einer stär-
keren Einkommensspreizung nicht mitbehandelt
werden. Dies gilt auch für die weitergehende
Frage, ob und in welchem Umfang es bei „zu ho-
hen“ Arbeitskosten zu einer Abwanderung einfa-
cher Arbeitsplätze (für Geringqualifizierte) ins Aus-
land kommt und ob eine stärkere Lohndifferenzie-
rung dies verhindern kann. Vgl. zur – häufig weit
überschätzten – Bedeutung von Lohnkostenmoti-
ven bei Auslandsinvestitionen, Grunert 1998.
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∆AQ = der Veränderung der Arbeitslosen-
quote von 1980 bis 1995 (durchschnittliche
jährliche Veränderung)7,
∆EU = der Veränderung der Einkommen-
sungleichheit (D9/D1) von 1980 bis 1995
(durchschnittliche jährliche Verände-
rung)7,
j = dem Land.

Eine andere, vielleicht sogar bessere Mög-
lichkeit, die „Trade-off“-Hypothese zu
überprüfen, ist ein Vergleich der Einkom-
mensungleichheit und der „Arbeitslosig-
keitsungleichheit“ (= das Verhältnis der
Arbeitslosenquoten von gering qualifi-
zierten Arbeitskräften zu den Arbeits-
losenquoten von hoch qualifizierten Ar-
beitskräften). Da nach der „Trade-off“-

AQj = 9,69 – 0,31 EUj ; R2 = 0,00 ; N = 18
(0,28)

Es bezeichnen:

AQ = die Arbeitslosenquote 1995,6

EU = die Einkommensungleichheit
(D9/D1) 1995,6

j    =   das Land

In Klammern der Wert des t-Tests.

Nun ließe sich gegen die Tatsache, dass im
Jahr 1995 offenbar keinerlei Zusammen-
hang zwischen der Einkommensungleich-
heit und der Arbeitslosenquote der Länder
besteht, einwenden, dass es sich hierbei nur
um eine „Momentaufnahme“ handelt. We-
sentlich aussagekräftiger – so könnte argu-
mentiert werden – ist eine längerfristige
Verlaufsanalyse. Zu erwarten wäre eine ne-
gative Korrelation zwischen der Verände-
rung der Einkommensungleichheit und der
Veränderung der Arbeitslosenquote der
OECD-Länder im Zeitablauf. Eine
Regressionsanalyse bestätigt auch diesen
Zusammenhang nicht. Die Schätzglei-
chung lautet:
∆AQj = 0,27 – 2,92 ∆EUj ; R2 = 0,06 ; N = 17

(1,01)

3
Zum empirischen
Erklärungsgehalt der 
„Trade-off“-Hypothese

Obgleich die „Trade-off“-Hypothese insge-
samt eine große Verbreitung und hohe Ak-
zeptanz aufweist, gibt es doch – insbeson-
dere von empirisch ausgerichteten Autoren
– Kritik an diesem Ansatz. Am aufschluss-
reichsten sind hierbei die Untersuchungen
von Howell (2001) und Howell/Huebler
(2001): Ihre umfassenden Länderverglei-
che (bis zu 18 OECD-Länder) lassen kei-
nen „Trade-off“ zwischen Arbeitslosigkeit
und Einkommensungleichheit erkennen.
Aber auch einige andere Studien, die ent-
weder die relative Arbeitslosenquote oder
Beschäftigungsentwicklung von gering
qualifizierten Arbeitskräften in verschiede-
nen Staaten vergleichen, widersprechen
mit ihren Ergebnissen der „Trade-off“-
These: Sie stellen für diese Arbeit-
nehmergruppe keine günstigere Beschäfti-
gungssituation in Ländern mit höherer
Lohnflexibilität (wie speziell den USA) fest
(vgl. Baker/Schmitt 1999; Card/Kramarz/
Lemieux 1995; Krueger/Pischke 1997;
Nickell/Bell 1995).

Im Folgenden sollen zunächst die von
Howell (2001) und Howell/Huebler (2001)
zusammengestellten Daten (auf Basis von
der OECD veröffentlichter Zahlen) genutzt
werden, um die „Trade-off“-Hypothese re-
gressionsanalytisch zu testen. Einige dieser
Daten sind in Tabelle 1 wiedergegeben. Be-
reits ein kurzer Blick auf die Zahlen für
1995 reicht, um Zweifel an der „Trade-off“-
Hypothese aufkommen zu lassen: So wei-
sen etwa Kanada, Frankreich oder Irland
trotz einer relativ hohen Einkommensun-
gleichheit eine vergleichsweise hohe Ar-
beitslosenquote auf, umgekehrt schneiden
Norwegen, Schweden und die Schweiz
bei unterdurchschnittlicher Einkommens-
ungleichheit auch bei der Arbeitslosigkeit
vergleichsweise gut ab.

Nach der „Trade-off“-Hypothese wäre
ein negativer Zusammenhang zwischen der
Einkommensungleichheit und der Arbeits-
losigkeit in den OECD-Ländern zu erwar-
ten (je größer die Ungleichheit, desto ge-
ringer die Arbeitslosigkeit). Eine solche ne-
gative Beziehung lässt sich auf Basis der
Daten aus Tab. 1 jedoch nicht nachweisen,
wie die folgende Regressionsgleichung be-
legt:

6 Wie aus Tabelle 1 ersichtlich, ergeben sich für
einige OECD-Länder Abweichungen vom Jahr
1995.

7 Wie aus Tabelle 1 zu ersehen, ergeben sich für
einige Länder Abweichungen von den Jahreszah-
len 1980 und 1995.

Tabelle 1: Einkommensungleichheit und Arbeitslosigkeit in
ausgewählten OECD-Ländern
Land Zeitraum Zeitraum Beginn Ende Beginn Ende

Beginn Ende D9/D11) D9/D11) Arbeits- Arbeits-
losen losen

quote2) quote2)

Australien 1980 1995 2.83 2.91 5.98 8.87 
Österreich 1980 1994 3.44 3.65 1.79 6.03 
Belgien 1986 1993 2.40 2.24 11.76 11.72 
Kanada 1981 1994 4.02 4.18 8.71 10.37 
Dänemark 1980 1990 2.15 2.15 7.35 9.62
Finnland 1980 1995 2.47 2.34 5.17 15.51 
Frankreich 1980 1995 3.25 3.08 6.49 12.04 
Deutschland 1984 1995 3.00 2.86 7.95 8.41 
Irland – 1994 – 4.06 – 14.20 
Italien 1979 1995 2.85 2.41 5.52 11.54 
Japan 1980 1995 3.01 3.00 2.10 3.13 
Niederlande 1980 1995 2.54 2.82 4.49 7.10 
Neuseeland 1984 1995 2.89 3.03 4.42 6.84 
Norwegen 1989 1993 2.02 1.99 4.45 5.77 
Schweden 1980 1995 2.03 2.20 2.17 7.90 
Schweiz 1991 1995 2.71 2.77 1.38 4.54 
UK 1980 1995 2.98 3.46 6.54 8.65 
USA 1980 1995 3.83 4.60 6.88 5.69 

1) Der Dezilquotient D9/D1 ist eine Standard-OECD-Messziffer der Einkommensungleichheit, die sich auf die Lohnobergrenzen
der betreffenden Dezile bezieht: D9 (das höchste Dezil) ist das Einkommen, das von 10% der Arbeitnehmer erreicht oder über-
schritten wird (die obersten 10% in der Einkommenskala verdienen mindestens oder mehr als D9, die Lohnobergrenze des neunten
Dezils); das niedrigste (ärmste) Dezil D1 ist das Einkommen, das von 10% der Arbeitnehmer gerade noch erreicht oder unterschrit-
ten wird (10% der Beschäftigten verdienen höchstens oder weniger als D1, die Lohnobergrenze des ersten Dezils).
2) Um die Robustheit der Werte gegenüber etwaigen Besonderheiten der gewählten 
Anfangs- und Endjahre zu erhöhen, wurden Drei-Jahres-Durchschnitte für die 
Arbeitslosenquoten verwendet.
Quelle: Howell/Huebler 2001, S. 31 
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These die Nachfrage nach gering qualifi-
zierten Arbeitnehmern abgenommen hat,
die Anpassungen sich in Ländern mit
flexiblen Arbeitsmärkten über sinkende
Löhne, in Ländern mit rigiden Arbeits-
märkten dagegen über eine wachsende
Arbeitslosigkeit der Betroffenen vollziehen,
müsste ein negativer Zusammenhang
zwischen der Einkommensungleichheit
und der Arbeitslosigkeitsungleichheit der

OECD-Länder bestehen: Je besser sich in
einem flexiblen Arbeitsmarkt die Löhne
der Geringqualifizierten anpassen und je
mehr sie gegenüber denen der Hochquali-
fizierten sinken (je größer also die Ein-
kommensungleichheit ist), desto geringer
sollte die Arbeitslosenquote der gering
qualifizierten im Vergleich mit der Arbeits-
losenquote der hoch qualifizierten Arbeits-
kräfte sein.

Ob sich diese Schlussfolgerung aus der
„Trade-off“-Theorie empirisch belegen
lässt, ist gleichfalls regressionsanalytisch
überprüft worden, und zwar wiederum für
einen Zeitpunkt (1996) und einen Zeit-
raum (Veränderung zwischen 1989 und
1996). Die Ergebnisse sind in Übersicht 1
wiedergegeben.

Obschon die Regressionsergebnisse
aufgrund des relativ kleinen Stichproben-
umfangs (die Datenlage ließ eine Einbezie-
hung weiterer Länder nicht zu) sicherlich
mit Vorsicht zu interpretieren sind, ist doch
bemerkenswert, dass sie die „Trade-off“-
Hypothese in keiner Weise stützen: Der Re-
gressionskoeffizient weist in beiden Schätz-
gleichungen nicht das zu erwartende nega-
tive, sondern ein positives Vorzeichen auf:
Wenn überhaupt, so lässt sich also eher ein
positiver Zusammenhang zwischen der
Einkommensungleichheit und der Arbeits-
losigkeitsungleichheit feststellen, obgleich
dieser Zusammenhang in Übersicht 1 nur
im ersten Fall statistisch gesichert ist (der
Regressionskoeffizient der zweiten Glei-
chung ist lediglich auf dem 10%-Niveau
statistisch signifikant).8

Einer dritten und letzten Möglichkeit,
vielleicht doch noch Hinweise für die Gül-
tigkeit der „Trade-off“-Hypothese zu fin-
den, soll abschließend nachgegangen wer-
den. Wenn Arbeitsmarkrigiditäten die Be-
schäftigungschancen gering qualifizierter
Arbeitskräfte deutlich vermindern, so kann
dies die Arbeitslosigkeit der Betroffenen er-
höhen, es kann aber auch zu einer steigen-
den Zahl von gering qualifizierten Arbeit-
nehmern führen, die keine Beschäfti-
gungsmöglichkeiten mehr haben und ganz
aus dem Arbeitsmarkt herausfallen (also
nicht mehr als arbeitsuchend registriert
sind). Aus diesem Grund ist die Erwerbs-
tätigenquote, mit der der Anteil der Er-
werbstätigen an der erwerbsfähigen Bevöl-

8 Die Regressionsrechnungen wurden zusätzlich mit
einer alternativen Messziffer für die Arbeits-
losigkeitsungleichheit wiederholt, nämlich der Dif-
ferenz zwischen den Arbeitslosenquoten der Ge-
ring- und der Hochqualifizierten (Arbeitslosen-
quote der Personen mit geringer Ausbildung mi-
nus Arbeitslosenquote der Personen mit hoher
Ausbildung). Auch diese Berechnungen stützten
die „Trade-off“-These nicht: Es ergab sich in kei-
nem der beiden Fälle ein Ergebnis, das einen sys-
tematischen Zusammenhang zwischen der Ein-
kommensungleichheit und der Arbeitslosigkeits-
ungleichheit (bzw. deren Veränderungen) auch
nur andeutungsweise erkennen ließ.

Übersicht 1: Einkommensungleichheit und Arbeitslosigkeits-
ungleichheit in ausgewählten OECD-Ländern, 1996 und 1989–1996.
Regressionsergebnisse 
AUj = 0,14 + 0,89 EUj ;  R2 = 0,34  ;  N = 14

(2,48)*
∆AUj = 0,01 + 2,76 EUj ;  R2 = 0,23  ;  N = 14

(1,87)
Es bezeichnen: 
AU =  die Arbeitslosigkeitsungleichheit 1996: Arbeitslosenquote von Personen mit geringer

Ausbildung/Arbeitslosenquote von Personen mit hoher Ausbildung (vgl. zu einer genaueren
Definition unten); Personen von 25 bis 64 Jahren

∆AU = die Veränderung der Arbeitslosigkeitsungleichheit von 1989 bis 1996 (durchschnittliche jährliche
Veränderung),

EU =    die Einkommensungleichheit (D9/D1) 1996, alle abhängig Beschäftigten,
∆EU = die Veränderung der Einkommensungleichheit (D9/D1) von 1989 bis 1996 (durchschnittliche

jährliche Veränderung), 
j =        das Land 
* In Klammern der t-Testwert. Der Regressionskoeffizient ist auf dem 5%-Niveau statistisch signifikant.

Die Untersuchung basiert auf international einheitlichen, von der OECD verwendeten Bildungskategorien. Unter „Personen mit
geringer Ausbildung“ sind solche mit einer „Lower Secondary Education“ zu verstehen, dies entspricht in der überarbeiteten „In-
ternational Standard Classification of Education“ (ISCED) von 1997 der Stufe ISCED 2 (Sekundarbereich I). „Personen mit hoher
Ausbildung“ sind definiert als diejenigen mit einer „Higher Education (University)“, dies entspricht der ISCED 5/6 (Tertiärbereich I
und II).
Die untersuchten 14 Länder (Abweichungen von den verwendeten Jahreszahlen 1996 und 1989-1996 in Klammern): Australien,
Österreich (1994; 1989-1994), Belgien (1994; 1989-1994), Kanada (1994; 1989-1994), Finnland, Frankreich, Deutschland (1995;
1989-1995), Italien, Niederlande (1995; 1989-1995), Neuseeland, Schweden, Großbritannien, 
USA, Schweiz (1991–1996). 
Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten von Howell/Huebler 
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Übersicht 2: Einkommensungleichheit und Beschäftigungsungleichheit
in ausgewählten OECD-Ländern, 1994 und 1990er Jahre – 
Regressionsergebnisse 
BUj = 12,82 + 2,56 EUj ;  R2 = 0,08  ;  N = 18 

(1,14)
∆BUj = 0,43 + 0,01 EUj ;  R2 = 0,00  ;  N = 16

(0,12)
Es bezeichnen: 
BU =   die Beschäftigungsungleichheit 1994: Erwerbstätigenquote des am höchsten ausgebildeten

Quartils (Q4) minus Erwerbstätigenquote des am wenigsten ausgebildeten Quartils (Q1)
(männliche Personen zwischen 25 und 64 Jahren)1)

∆BU =  die Veränderung der Beschäftigungsungleichheit in den 1990er Jahren (durchschnittliche
jährliche Veränderung in Prozentpunkten),

EU =  die Einkommensungleichheit (D9/D1) 1994 (männliche Arbeitnehmer),
∆EU = die Veränderung der Einkommensungleichheit in den 1990er Jahren (durchschnittliche

prozentuale Veränderung pro Jahr),
j =      das Land 

Die Erwerbstätigenquoten für Q4 und Q1 beziehen sich auf das oberste und das unterste Viertel der nach der Bildungsqualifikation
(educational qualification) geordneten Bevölkerung. Die Werte wurden von Glyn und Salverda – einem Verfahren der OECD
folgend (OECD 1994) – auf der Basis von Daten verschiedener nationaler statistischer Ämter oder OECD-Daten (klassifiziert nach
nationalen Bildungskategorien bzw. nach der ISCED) errechnet (zu Einzelheiten vgl. Glyn/Salverda 2000, S. 35 ff.).
Die untersuchten 18 Länder (die Länder in Klammern konnten nur in der ersten Regressionsrechnung berücksichtigt werden): USA,
Kanada, Australien, Neuseeland, Großbritannien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Westdeutschland, Irland, Italien, Niederlande,
Norwegen, Schweden, Schweiz, Japan (Österreich, Belgien).
In der ersten Regressionsrechnung wurden für Westdeutschland Werte von 1995 und für Schweden Werte von 1996 verwandt.
Die verwendeten Daten für die Einkommensungleichheit (D9/D1) beziehen sich im Fall Dänemarks, Norwegens und der Nieder-
lande auf männliche und weibliche abhängig Beschäftigte.
In der zweiten Regressionsrechnung mussten für Dänemark, Norwegen und Japan aufgrund fehlender Daten statt der 90er
abweichend die 80er Jahre herangezogen werden (ein Ausschluss dieser drei Länder ändert nichts am Ergebnis). Ein Land wurde in
die Untersuchung aufgenommen, wenn seine Daten mindestens die Hälfte des Jahrzehnts abdeckten.
1) Verwendet man in der Regressionsrechnung eine alternative Messziffer für die Beschäftigungsungleichheit (Q4/Q1 statt Q4
minus Q1), so ergibt sich keine Ergebnisverbesserung: Das Bestimmtheitsmaß 
(R2) sinkt in diesem Fall leicht auf 0,05.
Quelle: Eigene Berechnungen nach Glyn 2000. 
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kerung gemessen wird, vielleicht ein besse-
rer Indikator für die Konsequenzen unzu-
reichender Einkommensdifferenzierung
als die Arbeitslosenquote.

In Ländern mit flexiblen Arbeitsmärk-
ten müssten gering qualifizierte Beschäf-
tigte den Preis für die für sie ungünstigen
Nachfrageverschiebungen in Form niedri-
gerer relativer Löhne (die die Einkommens-
ungleichheit erhöhen), in Ländern mit
rigiden Arbeitsmärkten dagegen in Form
niedrigerer Erwerbstätigenquoten zahlen.
Zu erwarten wäre nach der „Trade-off“-
Hypothese also eine negative Korrelation
zwischen der Einkommensungleichheit
und der Beschäftigungsungleichheit in den
Ländern: Je größer die Einkommensun-
gleichheit ist, desto geringer müsste die Be-
schäftigungsungleichheit (definiert als der
Unterschied zwischen den Erwerbstätigen-
quoten der am höchsten qualifizierten und
der am wenigsten qualifizierten Personen)
sein. Ob ein solcher negativer Zusammen-
hang besteht, soll wiederum mit Hilfe von
Regressionsanalysen überprüft werden.
Dazu kann auf die von Glyn (2000) und
Glyn/Salverda (2000) auf Basis von OECD-
und anderen Statistiken zusammengestell-
ten Daten zurückgegriffen werden. Als
Messziffer für die Beschäftigungsungleich-
heit wird dort die Differenz zwischen den
Erwerbstätigenquoten für das oberste und
das unterste Quartil der Ausbildungsver-
teilung verwendet. Anders ausgedrückt:
Die Benachteiligung der Geringquali-
fizierten wird am Unterschied zwischen der
Erwerbstätigenquote des am höchsten

ausgebildeten Quartils (Q4) und der Er-
werbstätigenquote des am wenigsten aus-
gebildeten Quartils (Q1) gemessen. Erneut
soll ein Zeitpunkt (1994 – für spätere Jahre
waren entsprechende Daten nicht verfüg-
bar) und ein Zeitraum (Veränderung der
Einkommens- und der Beschäftigungsun-
gleichheit in den 1990er Jahren) untersucht
werden. Die Stichprobe umfasst Angaben
für 18 bzw. 16 OECD-Länder; die Ergeb-
nisse der Regressionsrechnungen sind in
Übersicht 2 wiedergegeben.

Wiederum sind die Resultate eindeutig:
Anders als nach der „Trade-off“-Hypothe-
se zu erwarten, scheint keinerlei systemati-
sche Beziehung zwischen der Einkom-
mens- und der Beschäftigungsungleichheit
bzw. deren Veränderungen zu bestehen.
Auch mit dem dritten verwendeten Indika-
tor für die Beschäftigungssituation in den
OECD-Ländern lassen sich folglich keine
Hinweise für die Gültigkeit der „Trade-
off“-Hypothese finden.

4
Fazit

Die vorangegangene Untersuchung hat ge-
zeigt, dass die „Trade-off“-Theorie keine
Bestätigung in der Empirie findet. Auch
wenn man einräumen muss, dass die ange-
wandten Untersuchungsmethoden (Wahl
der Indikatoren, Verwendung linearer Ein-
fachregressionen) sicherlich noch verfei-
nert oder modifiziert werden könnten, ist

dennoch bemerkenswert, dass die empi-
rischen Ergebnisse nicht einmal ansatzwei-
se einen „Trade-off“ zwischen Einkom-
mensungleichheit und Arbeitslosigkeit er-
kennen lassen. Zu vermuten ist, dass alle
Kombinationen von Arbeitslosigkeit und
Ungleichheit möglich sind: So können
Länder mit geringem Einkommensgefälle
ebenso wie Länder mit starker Einkom-
mensdifferenzierung eine positive wie eine
negative Beschäftigungsentwicklung auf-
weisen. Die im Vergleich mit den USA
ungünstige Beschäftigungs- und Arbeits-
marktentwicklung in vielen europäischen
Staaten lässt sich weit besser mit makro-
ökonomischen Faktoren, insbesondere der
restriktiven Geldpolitik in Europa, erklären
als mit flexibleren Arbeitsmarktstrukturen
und größerer Ungleichheit in den USA
(vgl. auch Flassbeck/Lindler/Spiecker 1997;
Baker/Schmitt 1999).

Das Problem der „Trade-off“-Hypo-
these ist nicht nur, dass ihre theoretische
und empirische Basis – wie gezeigt –
äußerst dünn ist, sondern vor allem, dass
auf dieser dürftigen Grundlage weitrei-
chende Politikempfehlungen ausgespro-
chen werden (Einführung von Leichtlohn-
gruppen, Abschaffung der Flächentarifver-
träge, Einschränkungen beim Kündi-
gungsschutz usw.), die gravierende Aus-
wirkungen auf die hiesigen Arbeitsmarkt-
strukturen und sozialen Sicherungs-
systeme hätten. Schon deshalb ist eine Aus-
einandersetzung mit dieser Theorie so
wichtig.
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